Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1855 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5684/67 


Bonn, den 12. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG hinsichtlich der Erstattungen, die für die 
Milcherzeugnisse gewährt werden, die in nach dritten Län- 
dern ausgeführten Verarbeitungserzeugnissen enthalten 
sind, 

eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG bezüglich der Erstattung für Reis, der in 
nach dritten Ländern ausgeführten Verarbeitungserzeug- 
nissen enthalten ist. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 26. bzw. 31. Mai 1967 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen; die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
zu ihren Vorschlägen übermittelten Begründungen beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 13/64/EWG hinsichtlich der 
Erstattungen, die für die Milcherzeugnisse gewährt werden, die 
in nach dritten Ländern ausgeführten Verarbeitungserzeug- 
nissen enthalten sind 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ausfuhr landwirtschaftlicher Grunderzeug- 
nisse nach dritten Ländern ist nur möglich, wenn die 
Preise dieser Erzeugnisse dem Niveau der Welt- 
marktpreise entsprechen. 

Bestimmte Grunderzeugnisse des Sektors Milch 
und Milcherzeugnisse werden zu Waren verarbeitet, 
die nicht unter Anhang II des Vertrages fallen. Da- 
mit die genannten Grunderzeugnisse in dieser Form 
unter gleichen Wettbewerbsbedingungen auf dem 
Weltmarkt nach dritten Ländern ausgeführt werden 
können, müssen ihre Preise dem Niveau der Welt- 
marktpreise entsprechen. 

Diese Bedingung ist erfüllt, wenn die betreffenden 
Waren in der Gemeinschaft aus Grunderzeugnissen 
hergestellt werden, die aus dritten Ländern einge- 
führt und im Rahmen des Veredelungsverkehrs ver- 
arbeitet werden. Der Absatz der Grunderzeugnisse 
der Gemeinschaft in Form solcher Waren würde je- 
doch in Frage gestellt, wenn diese nach dritten 
Ländern ausgeführten Waren ausschließlich im Rah- 
men des Veredelungsverkehrs hergestellt würden. 
Es sollte daher die Regel aufgestellt werden, daß im 
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse der Preis des aus der 
Gemeinschaft stammenden Grunderzeugnisses auf 
das Niveau des Weltmarktpreises herabgesetzt 
werden kann, sofern dieses Grunderzeugnis von der 
Verarbeitungsindustrie in Form solcher Waren nach 
dritten Ländern ausgeführt wird. Diese Regel sollte 
jedoch nur auf Waren Anwendung finden, in denen 


erhebliche Mengen der genannten Grunderzeugnisse 
enthalten sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Artikel 14 Absatz (2) der Verordnung Nr. 13/64/ 
EWG erhält folgende Fassung: 

„(2) Um die Ausfuhr nach dritten Ländern der in 
Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben b) bis f) aufge- 
führten Erzeugnisse unverändert oder, hinsichtlich 
der in dem genannten Absatz Buchstaben a), b), c) 
und e) aufgeführten Erzeugnisse in der Form der im 
Anhang dieser Verordnung aufgeführten Waren auf 
der Grundlage der Preise im internationalen Han- 
del zu ermöglichen, kann der Unterschiedsbetrag 
zwischen den Preisen im ausführenden Mitgliedstaat 
und den Preisen im internationalen Handel erstattet 
werden. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz (2) des Vertrags die allgemeinen Regeln 
über die Gewährung der Erstattungen bei der Aus- 
fuhr der in Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben a), b), 
c) und e) aufgeführten Erzeugnisse in der Form der 
im Anhang aufgeführten Waren." 

(2) Artikel 29 Absatz (1) Satz 1 der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG erhält folgende Fassung: 

„Mit Ausnahme des Artikels 14, soweit es sich 
um die Gewährung von Erstattungen für die in 
Artikel 1 aufgeführten Erzeugnisse in der Form von 
Waren, die im Anhang dieser Verordnung aufge- 
führt sind, handelt, und der Artikel 17, 18, 19, 21, 22 
und 23 gilt diese Verordnung nicht für die unter 
Artikel 1 Absatz (2) Buchstabe a) fallenden Erzeug- 
nisse." 

(3) Der Verordnung Nr. 13/64/EWG wird folgen- 
der Anhang angefügt: 
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Anhang 


Nr. des Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

17.02 

Andere Zucker; Sirupe; Kunsthonig, auch mit natürlichem Honig vermischt; 
Zucker und Melassen, karamelisiert: 

A. Laktose und Laktosesirup: 

I. mit einem Reinheitsgrad von 99 Gewichtshundertteilen oder mehr, bezogen 
auf den Trockenstoff 

17.04 

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt: 

ex C. andere: 

18.06 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen: 

ex B. andere: 

ex 19,02 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch 
auf der Grundlage von Mehl, Stärke oder Malz-Extrakt, auch mit einem Gehalt 
an Kakao von weniger als 50 Gewichtshundertteilen 

ex 19.08 

Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao: 

ex 21.07 

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 

ex 22.02 

Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser hergestellten) und andere nicht- 
alkoholische Getränke, ausgenommen Frucht- und Gemüsesäfte der Tarifnr. 20.07: 

— Milchgetränke 

35.01 

Kasein, Kaseinate und andere Kaseinderivate; Kaseinleime 


Artikel 2 

Die Bestimmungen dieser Verordnung über die 
Ausfuhr von Erzeugnissen in Form von Waren, die 
in dem in Artikel 1 Absatz (2) vorgesehenen An- 
hang aufgeführt sind, treten am 1. Juli 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Der beiliegende Vorschlag wurde vorbereitet, um 
der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die Milch- 
erzeugnisse, die im Anhang der Verordnung Nr. 160/ 
66/EWG (sogenannte „nicht unter Anhang II fal- 
lende Waren") aufgeführt sind, ab 1. Juli 1967 bei 
ihrer Ausfuhr nach dritten Ländern unter die Ge- 
meinschaftsfinanzierung fallen. Der Rat hat dies im 
letzten Satz seiner „Entschließung vom 27. Oktober 

1966 über die finanzielle Verantwortung der Ge- 
meinschaft für die landwirtschaftlichen Grunder- 
zeugnisse, die zu nicht unter Anhang II fallenden 
Waren verarbeitet und nach dritten Ländern aus- 
geführt werden" beschlossen. 

2. Es ist daher erforderlich, die Verordnung Nr. 13/ 
64/EWG in der Weise abzuändern, daß ab 1. Juli 

1967 diesen Erzeugnissen Rechnung getragen wird. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 16/64/EWG bezüglich der 
Erstattung für Reis, der in nach dritten Ländern ausgeführten 
Verarbeitungserzeugnissen enthalten ist 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ausfuhr von landwirtschaftlichen Grunder- 
zeugnissen nach dritten Ländern ist nur möglich, 
wenn die Preise auf der Höhe der Weltmarktpreise 
liegen. 

Verschiedene Grunderzeugnisse im Reissektor wer- 
den, zu Waren verarbeitet, die nicht unter Anhang II 
des Vertrags fallen; die Ausfuhr der Grunderzeug- 
nisse in dieser Form nach dritten Ländern unter 
gleichen Wettbewerbsbedingungen auf dem Welt- 
markt setzt voraus, daß die Preise auf der Höhe der 
Weltmarktpreise liegen. 

Diese Bedingung ist erfüllt, wenn die betreffenden 
Waren in der Gemeinschaft aus Grunderzeugnissen 
hergestellt werden, die aus dritten Ländern einge- 
führt und im Rahmen des Veredelungsverkehrs ver- 
arbeitet werden; der Absatz der aus der Gemein- 
schaft stammenden Grunderzeugnisse in dieser Form 
wäre jedoch in Frage gestellt, wenn die genannten, 
nach dritten Ländern ausgeführten Waren aus- 
schließlich im Rahmen des Veredelungs Verkehrs 
hergestellt würden; es muß daher eine Bestimmung 
vorgesehen werden, derzufolge im Rahmen der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Reis der Preis 
für das aus der Gemeinschaft stammende Grund- 


erzeugnis auf den Stand des Weltmarktpreises ge- 
bracht werden kann, sofern dieses Grunderzeugnis 
von der Verarbeitungsindustrie in Form der genann- 
ten Waren nach dritten Ländern ausgeführt wird; 
die Anwendung dieser Bestimmung muß jedoch auf 
diejenigen Waren beschränkt werden, die größere 
Mengen der genannten Grunderzeugnisse enthal- 
ten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Artikel 15 Absatz 5 der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG erhält folgende Fassung: 

„(5) Um die Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 
aufgeführten Erzeugnisse in unverarbeitetem Zu- 
stand oder, soweit es sich um die in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannten Erzeug- 
nisse handelt, in Form von Waren im Sinne des 
Anhangs zu dieser Verordnung nach dritten Län- 
dern auf der Grundlage der im internationalen 
Handel üblichen Notierungen zu ermöglichen, 
kann der Unterschied zwischen diesen Notierun- 
gen und den Preisen im ausführenden Mitglied- 
Staat durch eine Erstattung gedeckt werden. 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Ge- 
währung der Erstattungen bei der Ausfuhr der in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und b) genann- 
ten Erzeugnisse in Form von Waren im Sinne des 
Anhangs fest.“ 

2. Die Verordnung Nr. 16/64/EWG erhält folgen- 
den Anhang: 
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Anhang 


Nr. des Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

ex 18.06 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 

19.02 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch 
auf der Grundlage von Mehl, Stärke oder Malz-Extrakt, auch mit einem Gehalt 
an Kakao von weniger als 50 Gewichtshundertteilen 

19.05 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide hergestellt (Puffreis, 
Kornflakes und dergleichen) 

19.06 

Hostien, Oblatenkapseln für Arzneiwaren, Siegeloblaten und dergleichen 

ex 21.07 

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen, Zucker, 
Milcherzeugnisse, Getreide oder Getreideerzeugnisse enthaltend 

35.05 

Dextrine und Dextrinleime; löslich oder geröstete Stärke 

38.12 AI 

Zubereitete Zurichtemittel und zubereitete Appreturen auf der Grundlage von 
Stärke 


Artikel 2 

Die Bestimmungen dieser Verordnung über die 
Ausfuhr von Erzeugnissen in Form von Waren des 
Anhangs im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 werden 
ab 1. Juli 1967 angewendet 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Mit dem beiliegenden Entwurf soll der Tat- 
sache Rechnung getragen werden, daß für Reis in 
Form von Erzeugnissen im Sinne des Anhangs zur 
Verordnung Nr. 160/66/EWG (sogenannte „nicht 
unter Anhang II fallende Erzeugnisse") vom 1. Juli 
1967 an bei der Ausfuhr dieser Erzeugnisse nach 
dritten Ländern die gemeinschaftliche Finanzierung 
gilt. Dieser Beschluß ist im letzten Satz der „Ent- 
schließung des Rats vom 27. Oktober 1966 über die 
finanzielle Verantwortung der Gemeinschaft für die 
landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse, die zu nicht 
unter Anhang II fallenden Waren verarbeitet und 
nach dritten Ländern ausgeführt werden", nieder- 
gelegt. 

2. Die Verordnung über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis, die die rechtliche Grundlage 
dieser Finanzierung darstellt, soll indessen erst ab 
1. September 1967 zur Anwendung gelangen. 

3. Die Verordnung Nr. 16/64/EWG muß daher so 
geändert werden, daß darin am 1. Juli 1967 auf 
diese Erzeugnisse Bezug genommen wird. 
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